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Helmut Kramer

Rechtsunsicherheit nicht behoben,
sondern verstärkt
D as Verfassungsgericht zum Rechtsberatungsgesetz

Mit Beschluss vom 2 9 . Juli hat das Bundesver-
fassungsgericht über eine Verfassungsbe-
schwerde Helmut Kramers entschieden, der
wiederholt auch Pazifisten unentgeltlich vor
Gericht vertrat und deshalb wegen angebli-
chen Verstoßes gegen das − aus demJahr 1935
stammende und weltweit einzigartige −
Rechtsberatungsgesetz verurteilt wurde. Hel-
mut Kramer, bis zu seiner Pensionierung
Richter am Oberlandesgericht, beschreibt
die Hintergründe und kritisiert den Be-
schluss des Verfassungsgerichts .

it der Kammerentscheidung vom 2 9 . Juli
2 0 04 hat das Bundesverfassungsgericht

die Verurteilung Helmut Kramers durch das Amts-
gericht und das Ob erlande sgericht B raunschweig

wegen Verstoße s gegen das Rechtsb eratungsge-
setz aufgehob en .

E s geht um folgenden S achverhalt : D as Rechts-
b eratungsgesetz (RB erG) vom 1 3 . 1 2 . 1 9 3 5 verbietet
allen Bürgern, die nicht Rechtsanwälte sind , nicht
nur die kommerzielle , sondern auch die unentgelt-
liche rechtliche B eratung anderer Bürger. D amit ist
zugleich allen ratsuchenden Bürgern die Inan-
spruchnahme altruistischer Hilfe verwehrt.

Um dieses weltweit einzigartige Verbot der
altruistischen Nachb arschaftshilfe zur Überprü-
fung zu stellen, hatte der Richter am Oberlandesge-
richt a. D . Helmut Kramer, Vorsitzender des Forum
Justizge schichte e .V. , im Rahmen einer Verteidi-
gung von mit einem Verfahren wegen Verstoßes ge-
gen das RB erG üb erzogenen Pazifisten Anzeige ge-
gen sich selb st erstattet. Er hatte zu Protokoll gege-
b en, dass er u . a. ko stenlo s Pazifisten b eraten und

der zu Hause weinten, während die Nationen vom
Kriegsfieb er verrückt gemacht und ihre grässli-
chen Lieder von Furcht und Hass anstimmten, da
wurde der Weltbund für internationale Freund-
schaftsarb eit der Kirchen gegründet. «

Und ein anderer Teilnehmer schrieb : »Die Kir-
chenleute aus aller Welt sind nicht davongelaufen .
Sondern als die Kriegswolken üb er Europ a sich zu-
sammenzogen und die Millionen Menschen von
Krieg sprachen, da waren sie dort versammelt und
hab en vom Frieden gesprochen . «

D er einzige deutsche Teilnehmer der Tagung,
Friedrich Siegmund-Schulze , b egleitete die engli-
schen Tagungsteilnehmer am 3 . August in einem
Sonderzug an die holländische Grenze . Während
eine s längeren Halts auf dem Kölner Hauptb ahn-
hof gaben sich der englische Quäker Ho dgin und
Siegmund-Schulze einen Tag vor dem Kriegsein-
tritt Englands das Versprechen, trotz des Kriege s
Freunde zu bleib en . Dieser Kölner Handschlag
wurde zum Gründungsakt des Internationalen Ver-
söhnungsbunde s .

In Konstanz war be schlo ssen worden, für das
künftige Ziel eines Friedens zu arb eiten . In Köln
versprachen sich Angehörige von verfeindeten Na-
tionen, mit dem angestrebten Frieden schon j etzt
zu b eginnen, den anderen nicht mehr als Feind zu
sehen, sich nicht daran zu b eteiligen, ihm Leid zu-
zufügen .

D er Versöhnungsbund war vom ersten Augen-
blick an ein internationaler Bund , nicht nur ein Zu-

sammenschluss von Kriegsgegnern auf nationaler
Ebene . Nur so konnte und kann er auch die Einheit
der Menschheitsfamilie in ihrer Verschiedenheit
und Vielfalt repräsentieren, eine Vielfalt von Spra-
che , Kultur und Lebensb edingungen, die als Reich-
tum erlebt werden kann, aber auch Ursache von
Missverständnissen, Fremdheit und Angst ist.

D en Initiatoren des neuen Bundes war de shalb
schon vor bzw. zu B eginn de s Kriege s b ewusst,
dass wir wegen unserer Verschiedenheit innerhalb
der gleichen Menschheitsfamilie der Versöhnung
b edürfen, nicht als einem einmaligen Akt, sondern
als b e ständiger Korrektur unseres Leb enswege s .

Ich bin sehr dankb ar, dass wir diesen Bund üb er
die nationalen und sprachlichen Grenzen hinweg
an diesem Wo chenende leibhaftig in unserem Zu-
sammensein erleb en dürfen .

In der Erinnerung an die B egegnung in Köln vor
9 0 Jahren bin ich b e sonders dankb ar für das Kom-
men der englischen Freunde ab er auch aller ande-
ren Mitglieder des Versöhnungsbundes aus den
verschiedenen nationalen Zweigen .

Mit den Worten de s Apo stels begrüße ich Sie
nicht mehr als Fremdlinge und auch nicht nur als
Gäste , sondern als Mitbürger und Hausgeno ssen in
dem gemeinsamen Hau s, das uns der Vater im Him-
mel zum Leb en und zum Ge stalten b ereithält.

Herzlich willkommen .

Ullrich Hah n ist der Vorsitzende des dt. Zweigs des
In terna tio nalen Versöh n ungsbundes.
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die Staatsanwaltschaft B raunschweig zur Aufhe-
bung eines NS-To desurteils au s dem Jahre 1 9 4 4 ver-
anlasst hatte . Seine B raunschweiger Kollegen ver-
urteilten ihn in allen Instanzen zu Geldbußen von
insgesamt 8 0 0 Euro . So musste sich auf die Verfas-
sungsb eschwerde Kramers das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) mit dem Fall b efassen .

Mit seiner Selb stanzeige ging es Kramer weni-
ger um die eigene Person als um eine Überprüfung
de s Verb ots der altruistischen Rechtsb eratung
üb erhaupt. Einer solchen Überprüfung ist das
BVerfG ausgewichen, indem e s seine Entschei-
dung darauf gestützt hat, dass die rechtliche B era-
tung durch einen Volljuristen und ehemaligen
Richter nicht die so genannten Schutzzwecke des
Ge setzes gefährde .

Ein Kunstgriff zur Weichenstellung

Zum Verständnis der B egründungstaktik der
drei b eteiligten Richter muss man wissen : Um der
durch die Verfassungsb e schwerde aufgeworfenen
verfassungsrechtlichen Grundsatzfrage aus dem
Wege gehen und um anstelle de s Senats entschei-
den zu dürfen ( § 9 3 c I BVerfGG) , muss die Grund-
satzfrage b ereits einmal im Senat entschieden wor-
den sein . Um die se Frage bej ahen zu können, b e-
dient sich die Kammer eine s Kunstgriffs, nämlich
einer bewussten Verwischung der Fragestellung.
Die zur Entscheidung gestellte und von allen B eob-
achtern de s Verfassungskonflikts auch so ge sehene
Frage lautet :

Ist das Verb ot der unentgeltlichen Rechtsb era-
tung mit dem Grundrecht auf freie Entfaltung der
Persönlichkeit (Artikel 2 GG) vereinb ar? Kann der
Schutzzweck de s RB erG − die Bürger vor den Ge-
fahren unsachgemäßer Rechtsberatung zu b ewah-
ren − auch das Verb ot der nichtkommerziellen, un-
eigennützigen Rechtsb eratung rechtfertigen?

Die B eantwortung dieser Grundsatzfrage umge-
hen die drei Richter, indem sie die altruistische und
die kommerzielle Rechtsb eratung in einen Topf
werfen und p au schal, ohne Differenzierung zwi-
schen den beiden Fallge staltungen, munter b e-
haupten : »In der Rechtsprechung de s Bunde sver-
fassungsgerichts ist geklärt, dass der Erlaubnisvor-
b ehalt für die B esorgung fremder Rechtsangele-
genheiten (. . . ) verfassungsgemäß ist. D as RB erG
dient dem Schutz de s Rechtsuchenden sowie der
geordneten Rechtspflege . «

D amit täuschen die drei Richter darüber hin-
weg, dass das Gericht sich bislang ausschließlich
mit Fällen aus dem B ereich der kommerziellen
Rechtsb eratung b efasst, sich ab er no ch nie zu dem
Verbot der unentgeltlichen B eratung geäußert hat-
te . E s handelt sich um grundverschiedene Fallge-
staltungen, b ei denen die nach der so genannten
Wechselwirkungslehre des BVerfG erforderliche
Abwägung zwischen dem Interesse des Bürgers auf
Ausübung de s Grundrechts auf B erufsfreiheit (Art.

1 2 GG) und auf Ausübung des Grundrechts auf
freie Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 GG) mit
angeblichen Gemeinwohlbelangen sehr unter-
schiedlich ausfallen kann . Die Andersartigkeit der
b eiden Grundrechte war j a auch der Anlass dafür,
dass nach der Ge schäftsverteilung des BVerfG
nicht die sonst immer mit dem RB erG befasste und
wegen ihrer lib eralen Einstellung b ekannte Richte-
rin Renate Jaeger (inzwischen zur Richterin am Eu-
rop äischen Gerichtshof für Menschenrechte ge-
wählt) , sondern der Präsident de s Gerichts Jürgen
Papier als B erichterstatter zuständig wurde .

Eine »lex Kramer«

Die Entscheidungshilfen, die die drei Karlsru-
her Richter den Untergerichten an die Hand geb en,
b estätigen in ihrer diffusen Orakelhaftigkeit die
willkürliche Vorgehensweise der Kammer. D er B e-
schluss hat die Rechtsunsicherheit nicht b ehob en,
sondern eher verstärkt.

Interessant ist bereits die Zumutung, ein Ge-
richt könne trotz Verwirklichung des Verbotstatb e-
standes nach Gutdünken freisprechen, wenn e s,
den Ge setzgeb er korrigierend , im konkreten Fall
ein Verb ot für nicht »geeignet und notwendig« hält.
Vor allem ab er legt die Kammer trickreich dem
Amtsgericht Braunschweig nahe , den B egriff der
» Ge schäftsmäßigkeit« nach Art. 1 § 1 I RB erG so au s-
zulegen, dass er »die unentgeltliche Rechtsb esor-
gung durch einen b erufserfahrenen Juristen nicht
erfasst« . Mit die ser Privilegierung von Volljuristen
unternimmt das BVerfG den Versuch, einen gesp al-
tenen B egriff der »Geschäftsmäßigkeit« zu entwi-
ckeln : einen gewissermaßen personenspezifi-
schen Geschäftsmäßigkeitsb egriff. Nach der merk-
würdigen Logik der drei Richter kann au sgerech-
net ein Jurist mit beruflicher Erfahrung (man
könnte auch sagen : mit Routine in der geschäfts-
mäßigen B earb eitung von Rechtsfällen) schon b e-
griffsnotwendig im Zweifel nicht geschäftsmäßig
handeln; die Zuschreibung geschäftsmäßigen Vor-
gehens und damit des Verfolgungsrisiko bleibt den
gewöhnlichen Sterblichen vorb ehalten .

Die se Aufteilung der Bürger in zwei Klassen er-
innert fatal an eine vom Bundesgerichtshof zum
B egriff der » Gewalt« vorgenommene B egriffsauf-
sp altung: Gewaltsam im Sinne des Nötigungsp ara-
graphen ( § 2 4 0 StGB) handelt der Sitzdemonstrant,
der p sychischen Druck auf die vor den D emon-
stranten wartenden Kraftfahrer au sübt. Keine Ge-
waltanwendung im Sinne des § 1 7 7 StGB a. F. sollte
es aber sein, wenn der Meister das 1 6-j ährige Lehr-
mädchen zur Nachtzeit mit verriegelter B eifahrer-
tür in seinem LKW einsperrte , bis e s ihm zu Willen
war. Gern folgt man den drei Verfassungsrichtern
zwar darin, dass angesichts der Möglichkeit mehre-
rer D eutungen einer Norm (hier: B egriff der Ge-
schäftsmäßigkeit) diej enige den Vorzug verdient,
die den Wertentscheidungen der Verfassung ent-
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spricht. Ab er auch dann muss die gewählte Ausle-
gung eine s vom Gesetzgeb er gewählten B egriffs
für alle Bürger ohne Ansehen der Person gelten .

Ein Gesetz, das seine Unschuld
erst nach 1945 verloren hat

Nichts andere s gilt auch üb er die beherzigens-
werten Worte vom »Alterungsprozess« von Geset-
zen und davon, dass sich mit dem sozialen Wandel
auch der Norminhalt ändern kann . D enn auch hier
darf die Normanp assung nicht nur einigen weni-
gen Privilegierten zugute kommen .

Mit dem Alterungsproze ss von Ge setzen, dem
Rechnung zu tragen die Karlsruher Richter sich
sonst oft so schwer tun, ist es beim RB erG auch
sonst so eine S ache : War gerade die s Ge setz im Zeit-
punkt seiner Entstehung ( 1 9 3 5 !) jugendfrisch und
makello s ? Und hätten die »gesellschaftlichen An-
schauungen« , wie sie nach dem Ende der NS-Mei-
nungsdiktatur endlich offen ge äußert werden
durften, ab er von der Anwaltslobby weiterhin ver-
nebelt wurden, dem Verb ot de s Altruismu s nicht
sp äte stens b ereits 1 9 45 ein Ende setzen müssen?
Die Argumentation der drei Richter hinkt, b ei Lich-
te b esehen, an allen Ecken und Enden .

Der NS-Gesetzgeber als Kronzeuge

Anstelle der B ezugnahme auf angeblich erst in
den letzten Jahren ge änderte gesellschaftspoliti-
sche Anschauungen hätten sich die drei Richter
besser auf die Ge setzesb egründung (Reichssteuer-
blatt 1 9 3 5 , Teil I , S . 1 5 2 9) b erufen können . Nicht
einmal die Nationalsozialisten hatten das Verb ot
der unentgeltlichen Rechtsb eratung mit der Ge-
fährdung der Rechtsuchenden b egründet, son-
dern allein mit der Gefahr von »Umgehungsversu-
chen« und der Zweckmäßigkeit einer (unter der
Herrschaft de s Grundge setzes ab er unzulässigen)
Verdachtsstrafe . Die nationalsozialistischen Juris-
ten in der Erfindung nachträglicher Gesetze szwe-
cke zu übertrumpfen war also den drei Karlsruher
Richtern vorb ehalten .

Um die Verfassungswidrigkeit des Verb ots der
altruistischen Rechtsb eratung zu b egründen, hätte
auch sonst eine schlichte B ezugnahme auf die NS-

Juristen genügt. Was sie einmütig – und au snahms-
weise zutreffend – in ihrem D ank an den »Führer«
rühmend zu dem Ge setz sagten, kann heute nur als
klares Verdikt zur Untermauerung der Verfas-
sungswidrigkeit zuminde st de s Verbots de s Altruis-
mus gelten . Sie bezeichneten das RB erG als ein »Ge-
setzgebungswerk, das im marxistisch-liberalisti-
schem Parteienstaat eine völlige Unmöglichkeit ge-
wesen wäre und das nur auf dem festen B oden na-
tionalsozialistischer und b erufsständischer Welt-
anschauung entstehen konnte . « Für sie war »der
Versuch der Änderung (des lib eralen Grundsatze s
der Gewerb e- und allgemeinen Handlungsfreiheit

(A nm. H. Kramer) im p arlamentarischen Zeitalter
ein vergebliches Unterfangen« (Zita te bei Kramer,
KritischeJustiz 2000, S. 604) .

Scheu, die Kontinuitätsfrage zu stellen

In seiner Weigerung, den diskreten Hinweis auf
den »Alterungsproze ss« des Ge setzes zu konkreti-
sieren, zeichnet sich die b emerkenswerte Enthalt-
samkeit eine s Gerichte s ab , das , wenn e s sonst um
die B ekräftigung grundsätzlicher B e schränkun-
gen von Freiheitsrechten ging, vehement vergan-
genheitspolitische Argumente ins Feld geführt hat.
M an denke an das zu einem Verfassungssatz aufge-
wertete Prinzip der »streitb aren« o der »wehrhaf-
ten« D emokratie und die daraus abgeleitete Pflicht
zur »Verfassungstreue« neb st Rechtfertigung der so
genannten B erufsverb ote (u . a. Radikalenb eschluss
vom 2 2 . 0 5 . 1 975 , BVerfGE 39 , 3 3 4) .

Politische Rücksichtnahmen, wie man sie einem
Verfassungsgericht angesichts umstrittener Ge-
setzgebungsvorhab en grundsätzlich zubilligen
mag, können das strikte Schweigen de s Gerichts zu
der Ge setze sge schichte nicht erklären; schon seit
sp äte stens Frühj ahr 2 0 04 steht fest, dass der vom
Bunde sjustizministerium angekündigte Referen-
tenentwurf das Verbot der altruistischen Rechtsb e-
ratung aufheb en wird und dass selb st die organi-
sierte Anwaltschaft nicht mehr an dem Verb ot
festhält. Warum aber dann die auffällige Verdrän-
gung der Entstehungsgeschichte de s Gesetze s?
Fragt man nach den ungeschrieb enen Entschei-
dungsgründen de s B eschlu sse s , kann man sich ei-
ner Frage nicht erwehren : Soll es nicht öffentlich
werden, dass die deutsche Ju stiz einschließlich de s
BVerfG und sämtliche Rechtshistoriker einer Vor-
schrift eindeutig nationalsozialistischer Herkunft
j ahrzehntelang unkritisch gegenüb erge standen
hab en? In ihrem offensichtlichen B e streb en, kei-
nen schweren Schatten auf das historisch b elastete
Gesetz zu werfen, haben die drei Richter j edenfalls
die letzte Chance der deutschen Justiz verp asst,
sich von dem weltweit einzigartigen Verbot de s
Altruismus zu distanzieren .

Vielleicht ist das letzte Wort üb er das skandalö se
Verb ot ab er no ch nicht gespro chen . B eim Europ äi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte in Stras-
b ourg ist die gegen die Verurteilung wegen altruis-
tischer Rechtsb eratung gerichtete B eschwerde ei-
nes deutschen Bürgers anhängig . D e ssen Verfas-
sungsb eschwerde hatte das BVerfG (Zweiter Se-
nat ! ) no ch am 1 7. Mai 2 0 02 ohne ein einzige s Wort
der B egründung mit einem Nichtannahmeb e-
schluss abge schmettert (Az . d . Eu GHM : 4 0 9 0 1 /02 ) .

Weitere Informa tionen über das RBerG, seine Entsteh ungsge-
sch ich te und seine Verwendung durch Gerich te und Beh örden
als Waffe gegen bera tungsbedürftige Bürger sind abrufbar im In-
ternet un ter www.forum-justizgesch ich te. de
Der Beschluss des BVerfG vo m 29. 0 7. 04 ist im In ternet abrufbar
un ter www.forum-pazifism us. de
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